
Gemeinde Sankt Vith AUSZUG AUS DEM PROTOKOLLBUCH
DES STADTRATES

Sitzung vom 28. Januar 2019

Punkt Nr. 29 der Tagesordnung

Anwesend: Herr GROMMES Herbert, Bürgermeister
Herr HOFFMANN René, Herr GOFFINET Marcel, Frau HÖNDERS-HERMANN Anne-Marie, Herr GILSON
Roland, Schöffe(n).
Herr HANNEN Herbert, Herr SOLHEID Erik, Herr VLIEGEN Emmanuel, Herr FRECHES Gregor, Herr
MICHELS Jean-Claude, Herr SCHLABERTZ Jürgen, Herr KREINS Leo, Herr ORTHAUS Thomas, Frau
PETERS-HÜWELER Ingrid, Frau NEISSEN-MARAITE Gisela, Frau MÜSCH-JANOVCOVÁ Jana, Frau
DUPONT Mélanie, Herr JOUSTEN Klaus, Herr HENKES Werner, Frau OTTEN Jennifer, Frau SCHMITZ
Margret, Ratsmitglied(er)
Frau OLY Helga, Generaldirektorin

Öffentliche Sitzung
Steuer auf die Übernachtungen.

Der Stadtrat:
Dieser Beschluss ersetzt den Beschluss des Stadtrates vom 28.11.2018 betreffend die

Steuer auf die Übernachtungen;
Angesichts der Finanzlage der Gemeinde;

Aufgrund des Kodexes der lokalen Demokratie und der Dezentralisierung, insbesondere
Artikel L1122-30.;

Aufgrund des Artikels 35 des Gemeindedekrets vom 23.04.2018;
Aufgrund des Gesetzes vom 24.12.1996 betreffend die Eintreibung und das Streitverfahren

in Sachen provinziale und lokale Steuern, abgeändert durch das Gesetz vom 15.03.1999
betreffend das Streitverfahren in Steuerangelegenheiten;

Aufgrund dessen, dass im Haushalt der Artikel 040/364-26 für die Einnahmen vorgesehen
ist;

Aufgrund dessen, dass es die Finanzlage der Gemeinde erlaubt, zur Förderung des
Tourismus und der wirtschaftlichen Tätigkeiten in diesem Bereich die Steuer zu senken;

Nach eingehender Beratung;
Auf Vorschlag des Gemeindekollegiums;
Beschließt einstimmig:

Artikel 1: Zu Gunsten der Gemeinde Sankt Vith wird ab dem 01.01.2019 bis zum 31.12.2024,
eine Steuer auf Übernachtungen erhoben und zwar zu Lasten von Privatpersonen und von
jeglichen Anstalten und Einrichtungen die fremden Personen Übernachtungsmöglichkeiten zur
Verfügung stellen. Es handelt sich also um Übernachtungen in Privatwohnungen, Privathäusern,
Hotels, Jugendherbergen Pensionen, Familienpensionen und möblierten Zimmern.
Wohltätige Anstalten ohne Erwebszweck und mit einem rein philantropischen Zweck, Pensionate,
Unterrichts- und Sozialanstalten, Krankenhäuser werden nicht besteuert.
Artikel 2: Die Steuer wird vom Vermieter, beziehungsweise von der Zwischenperson, pro Bett
geschuldet. (Unter Bett versteht man ein Einzelbett, d.h. ein Doppelbett sind zwei Einzelbetten).
Die jährliche Steuer pro Bett beträgt für:
- Hotels und Pensionen 20,00 € 10,00 €
- Jugendherbergen 10,00 € 5,00 €
- Privatwohnungen, Privathäuser Privatpensionen und möblierte Zimmer 10,00 € 5,00 €
Artikel 3: Die im Artikel 1 der vorliegenden Verordnung erwähnten Personen oder Anstalten
beziehungsweise Einrichtungen sind dazu gehalten, der Gemeindeverwaltung eine Erklärung
abzugeben mit Angabe der zu vermietenden Betten. Jede Änderung der so angemeldeten Anzahl
muss der Gemeindeverwaltung unverzüglich mitgeteilt werden.
Artikel 4: Alle Personen beziehungsweise Einrichtungen die bei der Vermietung von Zimmern in
Villen, Häusern, Appartements, Studios und anderen Wohngelegenheiten als Zwischenperson
auftreten (Betreiber von Mietagenturen, usw.), sind ebenso wie die anderen Zimmervermieter
verpflichtet, die diesbezüglichen Angaben mitzuteilen.
Artikel 5: Für die Jugendlager (auf Wiesen, in Scheunen, Sälen, usw.) wird ein Pauschalbetrag
von 0,05 € pro Teilnehmer pro Tag eines Jugendlagers berechnet.
Die Anzahl Teilnehmer von Jugendlagern werden durch die zuständigen Beamten festgestellt. Die



Betreiber von Jugendlagern sind verpflichtet, vor dem 30. Juni des Rechnungsjahres die Anzahl
und die Lage der Jugendlager der Gemeindeverwaltung mitzuteilen.
Artikel 5: Die in Artikel 2 und 5 erwähnten Steuern werden mittels einer Heberolle eingetrieben,
die vom Gemeindekollegium aufgestellt und für vollstreckbar erklärt wird.
Artikel 6: Der Steuerpflichtige kann eine Reklamation beim Gemeindekollegium der Gemeinde
Sankt Vith einlegen. Die Reklamation muss schriftlich und begründet sein und innerhalb von
sechs Monaten und 3 Tagen ab Versand des Steuerbescheides, entweder ausgehändigt oder auf
dem Postweg zugestellt werden. Die Zahlungsverpflichtung wird durch das Einlegen einer
Reklamation nicht aufgehoben.
Artikel 7: Jeder Betriebsführer ist verpflichtet, den durch die Gemeindeverwaltung beauftragten
Kontrollbehörden Zugang zu seinem Betrieb zu gewähren und sich den vorgesehenen Kontrollen
zu unterwerfen.
Artikel 8: Die Vorschriften bezüglich der Beitreibung, Verzugs- und Aufschubzinsen,
Verfolgungen, Vorzugsrechte, gesetzliche Hypothek sowie der Verjährung in Sachen staatliche
Einkommenssteuern gelten für die vorliegende Besteuerung.
Artikel 9: Die Nichteinreichung der Erklärung innerhalb der vorgesehenen Frist oder die
fehlerhafte, unvollständige oder ungenaue Erklärung seitens des Steuerpflichtigen zieht die
Besteuerung von Amts wegen mit sich. Ehe die Besteuerung von Amts wegen vorgenommen
wird, muss das Gemeindekollegium dem Steuerpflichtigen, mittels Einschreibebrief bei der Post,
die Gründe des Rückgriffs auf dieses Vorgehen, sowie die Elemente auf welche die Besteuerung
beruht, sowie die Art der Festlegung dieser Elemente und den Betrag der Steuer notifizieren. Der
Steuerpflichtige verfügt über eine Frist von dreißig Tagen, ab Versanddatum der Zustellung, um
seine Bemerkungen schriftlich vorzutragen.
Die Besteuerung von Amts wegen kann nur dann gültig in eine Heberolle aufgenommen werden,
wenn dies innerhalb einer Periode von drei Jahren ab dem 1. Januar des Steuerjahres geschieht.
Diese Periode wird um zwei Jahre verlängert, wenn die Übertretung der Steuerordnung mit der
Absicht zu betrügen oder Schaden zuzufügen, stattfand.
Artikel 10: Insofern die Besteuerung von Amts wegen Anwendung findet, wird der Betrag der
Steuer um diesen erhöht. Im Wiederholungsfalle wird der Steuerbetrag um den doppelten Betrag
erhöht. Der Betrag der Erhöhung wird ebenfalls in die Heberolle eingetragen.
Artikel 11: Falls eine gleiche Lage zur Anwendung gegenwärtiger Verordnung und derjenigen
über die Zweitwohnungen Veranlassung gibt, kommt nur erstere Verordnung in Frage.
Artikel 12: Der gegenwärtige Beschluss wird den vorgesetzten Behörden zur Kontrolle
unterbreitet.

NAMENS DES RATES:
Die Sekretärin: Der Vorsitzer :
gez. Helga OLY gez. Herbert GROMMES

Für gleichlautenden Auszug:
Sankt Vith, den 01. Februar 2019

Die Generaldirektorin Der Bürgermeister

Helga OLY Herbert GROMMES


